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Aktenzeichen:
215-1.04.02.01-172259
bei Antwort bitte angeben

Dorothee Feller

Bericht zum Thema „Sachstände Disziplinarverfahren 
langzeiterkrankte Lehrkräfte, die anderen Tätigkeiten nachgingen“
Bitte der Fraktion der FDP um einen schriftlichen Bericht für die Sitzung 
des Ausschusses für Schule und Bildung am 8. Juli 2026

Auskunft erteilt:
Frau Kallenberg
Telefon 0211 5867-3578
bernadette.kallenberg@msb.nr

w.de

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

beigefügt übersende ich den Bericht zum Thema „Sachstände 
Disziplinarverfahren langzeiterkrankte Lehrkräfte, die anderen 
Tätigkeiten nachgingen“ für die Sitzung des Ausschusses für Schule und 
Bildung am 8. Juli 2026.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie diesen den Mitgliedern des 
Ausschusses für Schule und Bildung vorab zur Information zuleiten 
würden.

Mit freundlichen Grüßen

Anschrift:
Völklinger Straße 49 
40221 Düsseldorf
Telefon 0211 5867-40
Telefax 0211 5867-3220
poststelle@msb.nrw.de 
www.schulministerium.nrw

Postanschrift:
Ministerium für
Schule und Bildung NRW 
40190 Düsseldorf
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Bericht des Ministeriums für Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

„Sachstände Disziplinarverfahren langzeiterkrankte Lehrkräfte, die 
anderen Tätigkeiten nachgingen“

Bitte der Fraktion der FDP um einen schriftlichen Bericht der 
Landesregierung zur Sitzung des Ausschusses für Schule und 

Bildung am 8. Juli 2026

In den vorausgegangenen Berichten (Vorlagen 18/4204, 18/4491, 
18/4621) wurde bereits ausgeführt, dass aus Gründen des Schutzes 
sensibler personenbezogener Daten auch keine konkreten Auskünfte zu 
disziplinarrechtlichen Verfahren oder dienstrechtlichen Maßnahmen 
gegeben werden können; dies gilt auch weiterhin. Aufgrund der 
Informationsrechte der Abgeordneten werden unter Beachtung des 
Datenschutzes in Personalangelegenheiten nachfolgende Informationen 
gegeben:

Das eingeleitete Disziplinarverfahren gegen eine Lehrkraft, die an 
Fernsehsendungen (TV-Kochshows) teilgenommen hat, ist mittlerweile 
abgeschlossen.

Das Disziplinarverfahren gegen eine Lehrkraft, die über einen Zeitraum 
von mehr als 16 Jahren erkrankt ist, konnte aufgrund eines parallelen 
strafrechtlichen Ermittlungsverfahrens noch nicht abgeschlossen 
werden. Wie bereits durch die öffentliche Berichterstattung bekannt 
geworden ist, kam es gegen die besagte Lehrkraft zu einem 
strafrechtlichen Ermittlungsverfahren. Infolgedessen wurde das im 
September 2025 eingeleitete Disziplinarverfahren ausgesetzt. Die 
Aussetzung beruht auf § 22 Abs. 2 des Disziplinargesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen. Danach kann ein Disziplinarverfahren ausgesetzt 
werden, wenn in einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren über 
eine Frage zu entscheiden ist, deren Beurteilung für die Entscheidung im 
Disziplinarverfahren von wesentlicher Bedeutung ist.

Die disziplinarrechtlichen Ermittlungen gegen eine Lehrkraft, die 
während ihrer Erkrankung als Musiker tätig war, konnten mittlerweile 
beendet werden. Ein Ruhestandsverfahren ist abgeschlossen.

Im Übrigen nimmt die Landesregierung derzeit das Verfahren zur 
Prüfung der Dienstfähigkeit landesweit und für alle Beamtinnen und
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Beamten in den Blick, mit dem Ziel, eine Verbesserung hinsichtlich der 
Abläufe in den Verfahren zur Überprüfung der Dienst(un)fähigkeit bzw. 
zur Zurruhesetzung von Beamtinnen und Beamten zu erreichen. Hierbei 
werden sämtliche Schritte von den vorgeschalteten Verfahren in den 
personalverwaltenden Stellen über die Untersuchungsanordnung bis hin 
zur eigentlichen Untersuchung und Rückmeldung an die Dienststellen 
betrachtet.

Erst so ist es möglich, Veränderungsbedarfe durchgängig zu erkennen. 
Ziel der Landesregierung ist es daher, die Abläufe dieser Verfahren nicht 
nur für verbeamtete Lehrkräfte, sondern für die Landesbeamtinnen und - 
beamten aller Ressorts zu überprüfen, zu vereinheitlichen und insgesamt 
zu verbessern.

Der Entwurf eines Leitfadens zu den Verfahrensabläufen zur 
Überprüfung der Dienstfähigkeit wird derzeit geprüft. Hierbei sind auch 
die zuständigen Dezernate der Bezirksregierungen beteiligt. Die finalen 
Abstimmungen dauern noch an.

In Hinsicht auf unter Umständen lange Wartezeiten auf 
Begutachtungstermine, z.B. bei Gesundheitsämtern mit einem hohen 
Aufkommen an Gutachtenaufträgen, wurde mit der Novellierung des 
§ 18 Abs. 2 Satz 3 Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst des 
Landes Nordrhein-Westfalen bereits die Möglichkeit geschaffen, dass 
sich die Zuständigkeit der unteren Gesundheitsbehörden zur Erstellung 
eines amtsärztlichen Gutachtens nicht ausschließlich am Wohn- oder 
Dienstort des zu Begutachtenden orientiert, sondern in begründeten 
Einzelfällen - und hierzu zählen u.a. lange Wartezeiten - eine andere 
untere Gesundheitsbehörde beauftragt werden kann.

Hierauf hat das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales die 
unteren Gesundheitsbehörden und die personalverwaltenden Stellen mit 
einem gesonderten Erlass vom 19. März 2026 bereits hingewiesen und 
aufgefordert, dass diese Möglichkeit bei sich abzeichnenden zeitlichen 
Verzögerungen auch genutzt werden sollte.

Ziel ist, dass auch die medizinischen Begutachtungsverfahren in den 
unteren Gesundheitsbehörden durch das zukünftig vorgesehene 
einheitliche Gesamtverfahren weiter verbessert werden. Zudem ist zu 
erwarten, dass die Prozesse durch die standardisierten 
Untersuchungsaufträge sowie die direkte Übermittlung von 
erforderlichen Unterlagen, wie z.B. Tätigkeitsbeschreibungen o.Ä., 
beschleunigt werden können.
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Abschließend kann diese Frage naturgemäß erst mittelfristig - nach 
Etablierung der neuen Prozesse über einen längeren Zeitraum - 
beantwortet werden.


